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Erläuterungen des Volkswirtschaftsdepartements 
zu einer Neufassung des Gesetzes über die För-
derung des öffentlichen Verkehrs 
vom 9. April 2013 

1. Ausgangslage 

Das Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs (GDB 772.1) datiert aus dem Jahre 
2002. Die Anpassungen im Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (EBG; SR 742.101; 
Stand 1. Januar 2011) und dessen Ausführungen im Bundesgesetz über die Personenbeförde-
rung (Personenbeförderungsgesetz, PBG; SR 745.1, Stand 1. Oktober 2011), machen eine 
Anpassung des kantonalen Gesetzes über die Förderung des öffentlichen Verkehrs notwendig. 
So wurde die Verordnung über Abgeltungen, Darlehen und Finanzhilfen nach Eisenbahngesetz 
(Abgeltungsverordnung, ADFV; SR 742.101.1) aufgehoben und durch die Verordnung über 
Abgeltung des regionalen Personenverkehrs vom 11. November 2009 (ARPV; SR 745.16) er-
setzt. Neu wird im EBG auch der Bau und Betrieb von Eisenbahnunternehmungen und im PBG 
die Beförderung von Personen mitsamt dem bestellten Verkehrsangebot geregelt. Hinzu 
kommt, dass das Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit 
Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz BehiG; SR 151.3) zusätzliche Anpassungen 
notwendig macht. 

2.  Die wichtigsten Neuerungen 

Im Entwurf zum Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs ist neben zwingend not-
wendigen formellen Anpassungen an die heutige Bundesgesetzgebung neu vorgesehen, dass 
in Anlehnung an die Gesetzgebung und Praxis des Bundes künftig die Abgeltungen für den 
Betrieb, die Abschreibungen und die Investitionsdarlehen zusammen beschlossen werden. 
Leistungsvereinbarungen werden für zwei bis vier Jahren abgeschlossen, die Angebotsverein-
barungen für jedes Jahr einzeln. Zuständig für den Beschluss über den jeweiligen Rahmenkre-
dit für die Abgeltung und für die Vereinbarungen ist die nach der Kantonsverfassung für die 
entsprechende Ausgabe zuständige Behörde, in der Regel also der Kantonsrat. Bisher wurden 
die Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur und die Leistungsvereinbarung mit dem Bund (In-
vestitionsdarlehen und Abgeltungen Abschreibung sowie Investitionsdarlehen) durch den Kan-
tonsrat und die Abgeltung Betrieb mit der Angebotsvereinbarung jedes Jahr durch den Regie-
rungsrat beschlossen. Der Regierungsrat legt gestützt auf den Rahmenkredit weiterhin das 
Angebot und die Abgeltungen fest und schliesst die Angebotsvereinbarungen ab.  

Neu werden die Anpassungen, welche das Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG 151.3) 
vom 13. Dezember 2002 notwendig macht, in das Gesetz über die Förderung des öffentlichen 
Verkehrs eingebaut.  

Neu vorgeschlagen wird, dass bei schlecht frequentierten Linien die beteiligten Gemeinden 
unter gewissen Bedingungen zu höheren Beiträgen verpflichtet werden können. Bereits im heu-
te gültigen Gesetz sehen Art. 10 Abs. 2 Bst. d und e vor, dass bei der Festlegung des Ver-
kehrsangebots „die tatsächliche Benutzung der Linie“ und „die Wirtschaftlichkeit“ berücksichtigt 
werden müssen. Das heisst, dass unrentable Linien durch den Regierungsrat aus dem Angebot 
gestrichen werden müssten. Weil dies aus Sicht der Gemeinden nicht in jedem Falle Sinn ma-
chen kann, soll der Regierungsrat deshalb ermächtigt werden, bei schwach frequentierten Li-
nien, bei denen die tatsächliche Benutzung sehr gering ist und die Wirtschaftlichkeit nicht oder 
nicht mehr erreicht wird, die von der betroffenen Einwohnergemeinde jedoch weitergeführt wer-
den will, höhere Gemeindebeiträge zu verlangen. Der Regierungsrat hört dazu im konkreten 
Fall die betroffenen Einwohnergemeinden vorher an und regelt die Einzelheiten in Ausfüh-
rungsbestimmungen. 
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Die übrigen Änderungen des Gesetzes über die Förderung des öffentlichen Verkehrs betreffen 
formelle Anpassungen von Ziffern und Artikeln aufgrund der Änderung der Bundesgesetzge-
bung sowie kosmetischen Anpassungen von Formulierungen. Die vielen erforderlichen Anpas-
sungen aufgrund der geänderten Bundesgesetzgebung führen zu einer so starken Veränderung 
des Gesetzes über die Förderung des öffentlichen Verkehrs, dass dieses neu gefasst werden 
muss. Der Aufbau und viele Bestimmungen des neuen Gesetzes über die Förderung des öffent-
lichen Verkehrs wurden unverändert vom bisherigen Gesetz über die Förderung des öffentli-
chen Verkehrs von 2002 übernommen. Im anschliessenden Kommentar zu den einzelnen Be-
stimmungen werden Artikel und Absätze, welche keine Änderung erfahren haben, nicht aus-
drücklich erwähnt. So wurden Art. 1 über den Geltungsbereich, Art. 12 über die Kantonsbeiträ-
ge und Art. 15 über die Beteiligung an Transportunternehmungen des öffentlichen Verkehrs 
unverändert vom alten Gesetz übernommen. Dasselbe gilt für verschiedene Absätze, welche 
vom bisherigen Gesetz ebenfalls ohne Änderung übernommen wurden. 

3.  Kommentar zu den einzelnen Bestimmungen 

Ingress 

Das Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs stützt sich nebst dem Eisenbahnge-
setz (EBG) neu auch auf das Personenbeförderungsgesetz (PVG) und das Behindertengleich-
stellungsgesetz (BehiG) ab.  

Art. 2 Zweck und Ziele 

 Abs. 2 Bst. b 

Die Abgeltungsverordnung ADFV des Bundes wurde aufgehoben. Der Inhalt wurde unverändert 
in die Verordnung über die Personenbeförderung übernommen. Nach Art. 5 ist die Erschlies-
sungsfunktion gegeben, wenn sich an mindestens einem Linienende ein Verknüpfungspunkt mit 
dem übergeordneten Netz des öffentlichen Verkehrs und am anderen Ende oder zwischen den 
Linienenden eine Ortschaft befindet. Als Ortschaften gelten Siedlungsgebiete, in denen das 
ganze Jahr über mindestens 100 Personen wohnen in zusammenhängenden Bauzonen nach 
dem Raumplanungsgesetz vom 22. Juni 1979 (RPG, SR 700), einschliesslich Schutzzonen für 
Gewässer, bedeutender Ortsbilder, geschichtlicher Stätten und Kulturdenkmäler; traditionellen 
Streusiedlungen sowie Talschaften im Berggebiet, die von einem gemeinsamen Punkt aus er-
schlossen werden. 

Art. 3 Förderungsmassnahmen 

 Bst. a 

„Investitionsbeiträge mit Bundeshilfe…“ wurde durch „Abgeltungen und Finanzhilfen für die Ei-
senbahninfrastruktur…“ ersetzt. Die aufgehobenen Art. 57 und Art. 95 Abs. 1 und Abs. 2 wur-
den im neuen Art. 49 EBG inhaltlich unverändert übernommen. Demnach finanzieren Bund und 
Kantone gemeinsam die Eisenbahninfrastruktur. Strecken, die ausschliesslich Angeboten des 
Orts- oder Ausflugsverkehrs dienen, sind von Bundesleistungen ausgeschlossen. Der Bund 
finanziert die Strecken von nationaler Bedeutung allein und nicht reinvestierbare Abschrei-
bungsmittel können für die Rückzahlung von bedingt rückzahlbaren Darlehen verwendet wer-
den. Die Angabe „mit“ Bundeshilfe wurde weggelassen, da dies in den Gesetzesartikeln des 
Bundes geregelt ist. Neu wird das Behindertengleichstellungsgesetz BehiG ausdrücklich aufge-
führt. 

 Bst. b 

Es wurde eine genauere Definition der Investitionsbeiträge gewählt. Die Angabe „ohne“ Bun-
deshilfe wurde weggelassen, da der Bund in Art. 49 EBG regelt, für welche Strecken er die 
Infrastruktur ganz oder teilweise finanziert. Keine Bundeshilfe ist für Strecken vorgesehen, die 
ausschliesslich Angeboten des Orts- oder Ausflugsverkehrs dienen. Dort sind Investionsbeiträ-
ge für die Infrastruktur ohne Bundeshilfe möglich. 



Signatur OWVD.234 Seite 3 | 7 

 Bst. c 

Der Inhalt des Art. 49 Abs. 1 und Art. 53 EBG wurde unverändert in den Art. 28 PBG verscho-
ben, weshalb die Bestimmung entsprechend angepasst wird. 

 Bst. g und f 

Die Reihenfolge wurde umgekehrt, die Bestimmungen blieben inhaltlich unverändert.  

 
II. Finanzierung der Infrastruktur. Genauere Formulierung ohne Veränderung des Inhalts. 

Art. 4 Abgeltungen und Finanzhilfen für die Eisenbahninfrastruktur 

Der Inhalt von Art. 56, 57 und 95 Abs. 1 und 2 EBG wurde unverändert in Art. 49 - 57 EBG ver-
schoben. Der Wortlaut ist neu, der Inhalt bleibt jedoch unverändert.  

 Abs. 1 

Der Wortlaut und die erwähnten Bestimmungen sind neu, der Inhalt bleibt jedoch unverändert. 

 Abs. 2 

Sind laut Planrechnung weitere Investitionsmittel erforderlich, so gewähren der Kanton und die 
anderen Besteller in der Regel zinslose, bedingt rückzahlbare Darlehen. Bisher war ausdrück-
lich vorgesehen, dass die Investitionsbeiträge als Kantonsbeiträge, Darlehen oder Kapitalbetei-
ligungen geleistet werden. Sie konnten mit Bedingungen und Auflagen verknüpft werden. 
Grundsätzlich bleibt dies weiterhin möglich. Es wird jedoch nicht mehr ausdrücklich gesagt, wie 
die Investitionsbeiträge geleistet werden. 

 Abs.3 

Die Bestimmung gemäss Behindertengleichstellungsgesetz wird in Abs. 3 neu aufgenommen, 
wodurch sich nachfolgend die Nummerierung um je einen Absatz verschiebt. 

 Abs. 4 

Der Absatz und der Wortlaut sind neu, der Inhalt bleibt jedoch grundsätzlich unverändert. Die 
Gemeinden müssen sich ebenfalls an den Massnahmen nach BehiG finanziell beteiligen. 

 Abs. 5 

Der Absatz und der Wortlaut sind neu, der Inhalt bleibt jedoch grundsätzlich unverändert. 

Art. 5 Investitionsbeiträge für die Infrastruktur des öffentlichen Verkehrs 

Genauere Definition der Investitionsbeiträge. Die Angabe „ohne“ Bundeshilfe wurde weggelas-
sen, da dies in den entsprechenden Gesetzesartikeln des Bundes bereits geregelt wird. 

Art. 6 Beteiligung mehrerer Einwohnergemeinden 

Der Wortlaut ist neu, der Inhalt bleibt jedoch unverändert. 

 Abs.1 Bst. b 

Brünigbahn wurde durch Brüniglinie ersetzt. 

 Abs. 2 

Der Wortlaut ist neu, der Inhalt bleibt jedoch unverändert. 

Art. 7 Beteiligung mehrerer Kantone 

Der Wortlaut ist teilweise neu, der Inhalt bleibt jedoch unverändert. 
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Art. 8 Zuständigkeit 

Mit dem Hinzufügen von „Abgeltungen und Finanzhilfen“ in diesem Artikel, werden wie vom 
Bund verlangt, die in der Leistungsvereinbarung enthaltenden Posten wie, Abgeltung Abschrei-
bung, Abgeltung Betrieb und Investitionsdarlehen gemeinsam für die Laufzeit der Leistungsver-
einbarung bewilligt. Die Zuständigkeit für die Abgeltungen, Finanzhilfen und Investitionsbeiträge 
des Kantons für die Infrastruktur liegt damit in der Regel immer beim Kantonsrat, wobei der 
Beschluss über die Leistungsvereinbarung und den Rahmenkredit in der Regel für vier Jahre 
erfolgt. 

 

III  Abgeltung und Festlegung des Angebots.  

Art. 9 Abgeltungen 

Der Wortlaut und die erwähnten Bestimmungen sind teilweise neu. Der Inhalt wurde auf Bun-
desebene unverändert von Art. 49 Abs. 1 und Art. 53 EBG in Art. 28 PBG verschoben.  

 Abs. 2 Bst. b und Abs. 4 

Brünigbahn durch Brüniglinie ersetzt. 

 Abs. 2 Abs. 4 

Die Beteiligung der Gemeinde Kerns erfolgt aufgrund der Wohnbevölkerung gemäss dem Stand 
der Einwohnerkontrolle am 31. Dezember des Jahres vor der Beitragsperiode. 

 

Art. 10 Kriterien für die Festlegung des Angebots 

Es wurde eine genauere Formulierung ohne Veränderung des Inhalts gewählt. 

 Abs. 1 

Definition einzelner Ortschaften wird durch hinzufügen von Art. 5 VPB (Verordnung über die 
Personenbeförderung) ergänzt. Die Bestimmung ist bereits unter Art. 2 Abs. 2 zitiert.  

Art. 11 Zuständigkeit und Verfahren 

Der Begriff Verkehrsangebot wird durch Angebot ersetzt. 

 Abs. 3 

Der Regierungsrat kann wie bisher Angebote, die nicht nur von einer bestimmten Transportun-
ternehmung erbracht werden können, zur freien Konkurrenz ausschreiben. Das Wort „perio-
disch“ wird jedoch gestrichen, da es missverständlich ist. 

 Abs. 4 

Dieser Artikel ist neu und ermächtigt den Regierungsrat, bei schlecht frequentierten Linien, wel 
che von den Gemeinden als sinnvoll und erhaltenswert bezeichnet werden, von den Gemein-
den höhere Beitragssätze zu verlangen. Bisher gilt auch bei sehr schwach frequentierten Linien 
der allgemeine Kostenteiler. Kommt der Regierungsrat zum Schluss, es seien in einem be-
stimmten Fall höhere Beitragssätze zu verlangen, so hört er die Einwohnergemeinden vorher 
an und regelt die Einzelheiten in Ausführungsbestimmungen. Weitere Erläuterungen dazu wei-
ter unten bei den finanziellen Auswirkungen. 
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Abs. 5 

Dieser Artikel ist neu nimmt Angebote von den höheren Beitragssätzen aus, wenn vom Angebot 
eine ganze Gemeinde betroffen ist. Damit soll der service public und damit die solide und siche-
re Versorgung mit Verkehrsdiensten als eine Voraussetzung für die Lebensqualität und für das 
Gedeihen der Wirtschaft gewährleistet bleiben. 

Art. 12  Kantonsbeiträge 

 Abs. 1 
Der Kanton leistet derzeit Beiträge an die Aufhebung und Sistierung von Niveauübergängen. 
Die Bestimmung bleibt gegenüber dem bisherigen Gesetz unverändert, da entsprechende Bei-
träge auch noch 2014 ausgerichtet werden.  

Art. 13 Tarif- und Verkehrsverbunde 

 Abs. 4 
Zur klaren Bestimmung bei der Aufteilung der Beiträge auf die Einwohnergemeinde stellt der 
Kanton immer auf den Stand der Wohnbevölkerung am 31. Dezember des Vorjahres ab. 

Art. 14 Weitere Förderungsmassnahmen 

Die Vereinbarungen über weitere Förderungsmassnahmen des öffentlichen Verkehrs, insbe-
sondere über Massnahmen zu Gunsten des Ausflugs- und Ortsverkehrs, wie beispielsweise der 
Ortsbus Engelberg, werden weiterhin durch den Regierungsrat abgeschlossen, jedoch neu im 
Rahmen der Ausgabenbefugnis von der nach der Kantonsverfassung zuständigen Behörde 
genehmigt. Bisher war immer die abschliessende Genehmigung durch den Kantonsrat vorge-
sehen, was bei Förderungsmassnahmen im Rahmen der Ausgabenbefugnis des Regierungs-
rats zu aufwendig ist. 

Art. 15 Beteiligung an Transportunternehmungen des öffentlichen Verkehrs 

Die Bestimmung wurde aus dem bisherigen Gesetz übernommen.  

 

4.  Finanzielle Auswirkungen 

Die Verschiebung der Abgeltungen und der Vereinbarungen auf die im Rahmen der Ausgaben-
befugnis nach der Kantonsverfassung zuständige Behörde hat keine finanziellen Auswirkungen. 

Noch wenig abschätzbar sind die finanziellen Folgen des Behindertengleichstellungsgesetzes. 
Die Kantone und die anderen Besteller müssen für Massnahmen nach Art. 22 BehiG Finanzhil-
fen ausrichten. Demnach müssen bestehende Bauten und Anlagen sowie Fahrzeuge für den 
öffentlichen Verkehr spätestens 20 Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes behinderten-
gerecht sein. Kommunikationssysteme und Billettausgaben müssen spätestens zehn Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes behindertengerecht angeboten werden. Während der Anpas-
sungsfrist haben die Unternehmen des öffentlichen Verkehrs einen Anspruch darauf, dass ihre 
auf das Umsetzungskonzept des Bundes für die Ausrichtung der Finanzhilfen (Art. 23 Abs. 3) 
gestützte Betriebs- und Investitionsplanung beachtet wird. Bund und Kantone richten im Rah-
men ihrer Zuständigkeit für die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs Finanzhilfen aus für die 
Massnahmen nach Art. 22. 

Der neue Art. 11 Abs. 4 verpflichtet die betroffenen Gemeinden zu einer grösseren finanziellen 
Beteiligung, wenn bei sehr schwach frequentierten Linien die Kriterien von Art. 10 Abs. 2, Bst. d 
und e, nämlich die tatsächliche Benutzung der Linie und die Wirtschaftlichkeit nicht oder nicht 
mehr erreicht wird, die Linie aber von der Einwohnergemeinde weitergeführt wird. Die Beitrags-
sätze für die Einwohnergemeinde sind in solchen Fällen höher als sie es gemäss Art. 9 Abs. 2 
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sowie Art. 14 dieses Gesetzes sind. Der Regierungsrat hört die betroffene Einwohnergemeinde 
vorher an und regelt die Einzelheiten in Ausführungsbestimmungen. 

Der Anteil der Gemeinden an den Kosten des öffentlichen Verkehrs an die Linien der Zentral-
bahn insgesamt wird im laufenden Jahr Fr. 657 337.70 und an die Postautostrecken 
Fr. 121 803.80 betragen. Der Kanton Obwalden bezahlt an die Linien der Zentralbahn 
Fr. 5 916 039.30 und an die Postautolinien Fr. 1 096 234.20.  

Damit sich der Bund überhaupt an die Kosten von Bus und Bahn beteiligt, muss einen De-
ckungsgrad von mindestens 20 Prozent ausgewiesen werden. Die Kostendeckungsgrade 
(KDG) für das Jahr 2012 betrugen: 

 
Buslinien 

 
KDG 

 
Bahnlinien KDG 

      Sarnen-Kerns-Sand 27 % 
 

S 5  Luzern-Giswil 41 % 
Stans-Ennetmoos-St. Jakob-Sand 23 % 

 
IR Luzern-Interlaken  59 % 

Sarnen-Kägiswil-Alpnach Dorf 23 % 
 

Bus Bahnersatz Lungern 9 % 
Sarnen-Melchtal-Stöckalp 55 % 

 
IR Luzern-Engelberg  63 % 

Sarnen-Stalden 32 % 
 

Bus Bahnersatz Engelberg 23 % 
Sarnen-Oberwilen 28 % 

    Sachseln-Flüeli 27 % 
    Giswil-Grossteil-Kleinteil 32 % 
    Nach dem geltenden Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs werden die Kosten 

für die Linien des öffentlichen Personenverkehrs im Kanton zu 90 Prozent durch den Kanton 
und 10 Prozent durch die von der Linie einer Transportunternehmung unmittelbar bedienten 
Gemeinden bezahlt. Ein höherer Anteil durch den Kanton wird nur noch im Kanton Nidwalden 
übernommen, wo keine Kostenbeteiligung der Gemeinden vorgesehen ist, während in Zug der 
Kanton 80 Prozent, in den Kantonen Luzern und Schwyz nur 50 Prozent übernommen werden. 
Die Kostenaufteilung kann jedoch nur sehr beschränkt verglichen werden, weil die Kostenauftei-
lung zwischen dem Bund und den Kantonen verschieden ist. Die Bundesbeteiligung beträgt 
beim Kanton Obwalden 67 Prozent, beim Kanton Nidwalden 55 Prozent und beim Kanton Lu-
zern 44 Prozent. Sie gibt aber trotzdem Aufschluss über den Kostenbeteiligungsgrad der Ge-
meinden. 

Der Kanton Luzern sieht bei unterschiedlichen Angeboten unterschiedliche Deckungsgrade vor. 
Davon ausgenommen sind Linien des öffentlichen Personenverkehrs, deren Ziele ganzjährig 
von mehr als 100 Personen bewohnt und ausschliesslich mit dem öffentlichen Verkehr erreich-
bare Siedlungen erschliessen. Wenn während vier aufeinanderfolgenden Jahren eine Linie den 
Deckungsgrad nicht erreicht - ausser wenn ein Angebot neu eingeführt oder erheblich verändert 
wurde - müssen Massnahmen getroffen werden. Dies hat eine Anpassung im Angebot zur Fol-
ge.  

Der Kostendeckungsgrad ist nicht allein entscheidend für die Angebotsplanung. So zeigt die 
Fahrplaneffizienz auf, wie gross der Anteil an unproduktiver Zeit (Wende- und Wartezeiten) im 
Fahrplan ist. Weitere Werte zur Überprüfung des Angebots sind die Personenkilometer (PKM), 
die Einsteiger und die Vollkosten Personenkilometer.  

Der Regierungsrat sieht für die Umsetzung des neuen Art. 11 Abs. 4 einen am Angebot ange-
passten Mindestkostendeckungsgrad vor. Buslinien, die Gebiete erschliessen die von der direk-
ten Linienführung abweichen, müssen zusätzlich einen Mindestwert an Ein- und Aussteigerzah-
len pro Haltestelle der durchschnittlichen Tagesganglinie erreichen.  

Für den Kanton Obwalden sind dabei folgende Schwellenwerte vorgesehen: 

 Nicht durchgehender Stundentakt  20 % 

 Durchgehender Stundentakt  25 % 

 Durchgehenden Halbstundentakt  35 % 
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Bei Buslinien, die Gebiete erschliessen die von der direkten Linienführung abweichen, müssen 
zusätzlich Ein- und Aussteigerzahlen erreicht werden, welche nicht wesentlich vom Kostende-
ckungsgrad abweichen. Werden diese nicht erreicht, so muss die Gemeinde für die entspre-
chende Zusatzstrecke einen höheren Anteil bezahlen. Beispielsweise wird die Linie Sarnen - 
Kägiswil - Alpnach Dorf via Schoried geführt. Da der Kostendeckungsgrad nicht auf Linienab-
schnitte heruntergebrochen werden kann, müssen auf entsprechenden Teilabschnitten Mindest-
frequenzen im Verhältnis zur Gesamtbenützung erreicht werden. Werden die Schwellenwerte 
als Gesamtes nicht erreicht oder stehen die Mindestfrequenzen auf einem Teilabschnitt in ei-
nem schlechten Verhältnis zur Gesamtbenützung, muss entweder das Angebot ausgedünnt 
werden, so dass der vorgegebene Kostendeckungsgrad erreicht wird oder die betroffene Ge-
meinde, welche das Angebot als sinnvoll und erhaltenswert erachtet, muss sich zusätzlich an 
den Kosten beteiligen. Wenn der Kostendeckungsgrad, respektive die erforderlichen Ein- und 
Aussteigerzahlen nicht erreicht werden, erhöht sich der Gemeindeanteil schrittweise um bis zu 
40 Prozent. Sind mehrere Gemeinden an einer Linie beteiligt und können sich nicht einigen, so 
entscheidet der Regierungsrat über die Kostenverteilung. 

Aufgrund der vorgeschlagenen Schwellenwerte würden derzeit die Buslinien 60.312 Stans-
Ennetmoos-Sand und 60.342 Sarnen-Kägiswil-Alpnach Dorf mit einem KDG von je 23 Prozent, 
die entsprechenden notwendigen Schwellenwerte von 25 Prozent nicht erreichen. Die betroffe-
nen Gemeinden müssten gemäss Ausführungsbestimmungen zum Gesetz über die Förderung 
des öffentlichen Verkehrs zusätzlich 10 Prozent an die Kosten bezahlen.  

Bei der Linie 60.342 Sarnen-Kägiswil-Alpnach Dorf, welche mit einer indirekten Linienführung 
zusätzlich den Ortsteil Schoried erschliesst, müsste neben dem vorgegebenen Kostende-
ckungsgrad auch die Mindestfrequenz auf dieser Teilstrecke erfüllt werden. Gemäss Ausfüh-
rungsbestimmungen muss der Gesamtwert der Ein- und Aussteiger mindestens 25 Prozent der 
Tagesganglinie betragen. Wenn beispielsweise der Gesamtwert der Tagesganglinie 240 Perso-
nen beträgt, müssten auf dem Teilstück mindestens 60 Personen als Ein- und Aussteiger ge-
zählt werden. Werden diese Werte nicht erreicht, so erhöht sich die Gemeindeanteil der Kosten 
auf dem entsprechenden Teilabschnitt um zusätzliche 20 Prozent.  

Die Bahnersatzbusse Lungern und Engelberg konnten bis heute zu den jeweiligen Bahnlinien 
dazu gezählt werden. Sie wurden deswegen vom Bund mitfinanziert. Nach den neusten Vorga-
ben des BAV müssen die Ersatzbusse einzeln ausgewiesen werden.  

5.  Administrative Auswirkungen 

Da die geplante Gesetzesänderung Ende 2012 noch nicht umgesetzt war, hat der Kantonrat im 
Herbst 2012 über die Darlehen für die Jahre 2013 – 2016 beschlossen. Die Abgeltungen Be-
trieb und Abschreibung aus der Leistungsvereinbarung für die Jahre 2013 – 2016 wurden 2012 
vom Regierungsrat für vier Jahre beschlossen. Die nächste Leistungsvereinbarung steht erst im 
Jahre 2016 wieder an. Dann wird der Beschluss über die Darlehen ab dem Jahre 2017 und die 
Abgeltungen Betrieb und Abschreibung durch den Kantonsrat erfolgen. 

Mit dem noch ausstehenden Volksentscheid über FABI (Finanzierung und Ausbau der Bahninf-
rastruktur) ist die Kostenbeteiligung durch die Kantone noch nicht geregelt. Die Mehrheit der 
Kantone befürwortet die Kostenbeteiligung an den Publikumsanlagen, das Parlament hingegen 
favorisiert eine Pauschalbeteiligung der Kantone an den Infrastrukturkosten. Je nach Abstim-
mungsentscheid muss das Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs nochmals 
angepasst werden.  
 
 
Beilagen: 
– Antrag zur Neufassung des Gesetzes über die Förderung des öffentlichen Verkehrs  
– Entwurf Ausführungsbestimmungen 
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